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Discipline and Control as Parameters of Drug Policy. The Case of 

the New Patemalism 

Der Neue Paternalismus formuliert ein verändertes Paradigma des Sozial­
staats, indem er individuelles Versagen statt struktureller Rahmenbedin­
gungen in den Mittelpunkt rückt. Seine Übertragung auf Drogenpolitik ver­
eint dabei auf charakteristische Weise Elemente disziplinarischen Eingrei­
fens mit kontrollgesellschaftlichen Akzentuierungen. 
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New Paternalism takes into focus individual failure instead of structural 
contexts and thus may be considered as a new paradigm of the welfare state. 
In the field of drug policy it melts intervention for the sake of discipline and 
elements of control society. 
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Dass wir im Übergang von Gesellschaftsformen, die primär disziplinarisch re­
giert worden sind, zu Gesellschaftsformen leben, die Kontrolle zum Paradigma 
erhoben haben, ist inzwischen nicht mehr neu. 1 Die Ersteren verfügten über 
eindeutige Normengerüste, konnten auf die weitgehende Akzeptanz dieser in­
ternalisierten Normen rechnen, boten eine ,stabile' und ,solide' Modernität an 
(Bauman 2000) und gewannen von daher ihre Berechenbarkeit, nicht zuletzt im 
Hinblick auf soziale Sicherheit, während die Letzteren, weiterhin mit Bauman 
gesprochen, ,fluide' verfasst sind, einen ,Flexibilitäts-Normalismus' (Link 
1997) einführen, in ihrem deregulierten Charakter die Individuen in permanente 
Aushandlungen verwickeln und dies als die Freiheit der späten Modeme aus­
geben. Es ist allerdings eine kontrollierte Freiheit, die hier etabliert wird - Kon­
formität stellt sich weiterhin nicht automatisch her, sondern muss bewirkt, nöti­
genfalls auch erzwungen werden. Kontrolle allerdings bedeutet in diesem Zu-

1 Vgl. für die theoretische Konzeption und eine Fülle empirischer Details 
Bröckling/Krasmann/Lemke 2000; dies. 2004. 
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sammenhang keineswegs nur und oft nicht einmal vorrangig Überwachung, 
sondern eine merkwürdige Mischung aus Freiwilligkeit und Konsensualität, 
aus Einsicht in die Notwendigkeit und freundlichem Druck. Das Funktion­
sprinzip einer solchen Gesellschaftsform benennt Rose in aller Kürze: ,,The im­
age of control by totalizing surveillance is misleading. Control is better under­
stood as operating through conditional access to circuits of consumption and 
civility" (Rose 2000: 326). Es geht nicht mehr - wie in der Disziplinargesell­
schaft - nur um Ge- und Verbote und die Kontrolle ihrer Einhaltung, sondern 
vor allem um die Differentialitäten der Gewährung begehrter Güter, und die 
Modulationen, denen die Individuen ausgesetzt sind und sich aussetzen, kreisen 
um diese Zugangsvoraussetzungen und komplementär um die darin enthaltenen 
Ausschlussregeln. Es gibt viele Arten, dieses Prinzip allgemein in der Sozial­
und speziell in der Drogenpolitik einzusetzen; eine davon ist das, was in den 
USA sehr treffend ,New Paternalism' genannt wird. Um diesen und seine selt­
sam zwitterhaften Regulierungen, die zwischen Disziplinar- und Kontrollge­
sellschaft changieren, soll es hier gehen. 

1. Neuer Paternalismus als moralisches Projekt

Der Neue Paternalismus2 entsteht im Zusammenhang mit der Delegitimation 
des Sozialstaats, wie sie von neoliberaler Seite seit den achtziger Jahren laut 
und unüberhörbar geäußert wird. Seine Gedankenwelt ist somit nicht ganz 
neu, sondern schon von Sozialstaatskritikern wie Murray (1984) präludiert 
worden. Am Grunde ihrer Argumentation liegt die Vorstellung - ein empiri­
sches Faktum wagt man das nicht zu nennen-, dass jegliche Form sozialstaat­
licher Leistung bei ihren Empfängern eine Disposition der Abhängigkeit er­
zeuge und sie daran hindere, aktiv und selbstunternehmerisch ihr Geschick zu 
gestalten, ihnen also letztlich nicht helfe, sondern sie entmündige. Diese Funk­
tionsweise hätten allerdings viele erkannt und nutzten sie aus, um sich auf 
Staatskosten eine schöne und vor allem arbeitsfreie Zeit zu machen, und das 
Verharren im Zustand des Wohlfahrtsempfängers sei das Produkt einer ratio­
nalen Wahl, die allerdings durch die Struktur eben dieser Wohlfahrtsleistun­
gen nahegelegt werde. Das führt in dieser Sichtweise dann zum Phänomen der 
, welfare queens', wie Ronald Reagan einmal die nicht erwerbstätigen ledigen 
Mütter bezeichnete; deutsche Fassungen desselben Themas finden sich im 
Vorwurf des ,kollektiven Freizeitparks' (Helmut Kohl) und der Aussage, dass 
es kein ,Recht auf Faulheit' gebe (Gerhard Schröder).3 Wie man sieht, ist diese 

2 Ihn als einen ,neuen' auszugeben, verweist auf einen Vorläufer, der sich jedenfalls 
implizit als die Klassengesellschaft des guten alten 19. Jahrhunderts erschließen lässt. 
Während das Thema etwa in Großbritannien in die viktorianische Zeit retro-projiziert 
und als ein nostalgischer Rückblick in die vermeintlich damals herrschende Geschlos­
senheit, Übersichtlichkeit und individuelle Anständigkeit inszeniert wird (vgl. Him­
melfarb 1995), bieten sich für die Bundesrepublik die 50er Jahre an, die nicht zufällig 
ein Revival erleben. 

3 Wie so vieles wird das Thema in den Zeiten der Großen Koalition nicht als negative 
Abgrenzung, sondern als positiv gemeinte Ermutigung abgehandelt, und Angela Mer-
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Vorstellung ganz überparteilich verbreitet, und es wäre verlockend, ihre sozia­
le Bedeutung als mediale Stereotypisierung und exkludierende Abgrenzung, 
als Rechtfertigung politischen Handelns und interaktives Regieren mit der 
schweigenden Mehrheit, nachzuzeichnen.4 Doch darum soll es hier nicht ge­
hen; von Bedeutung im gegebenen Zusammenhang ist einzig diese Vorstel­
lung selbst. Sie formuliert zuerst eine neue Problemdiagnose, die in den 
Worten ihres bedeutendsten Vertreters Lawrence Mead so lautet: ,,Depend­
ency at the bottom of society, not economic equality, is the issue of the day." 
(Mead 1992: ix) Das kennzeichnet in wünschenswerter Klarheit, dass sozio­
ökonomische Strukturen als gegeben unterstellt werden und auch gar nicht 
verändert werden sollen; nur das Verhalten einzelner Personen im Rahmen 
dieser Strukturen steht im Zentrum. Das kennzeichnet diesen Ansatz als radi­
kal individualistisch und in einem theoretischen Sinne als a-sozial: ,,The old 
issues were economic and structural; the new ones are social and personal.( ... ) 
The social, more than the economic, structure of society is at issue. The focus 
is on troubled individuals or ethnic groups rather than industry, agriculture, or 
the relations of labor and management." (Mead 1992: 211) Diese Verschie­
bung des Blickwinkels - von der sozialen Einbettung zum individuellen Ver­
halten, von der ökonomischen Ungleichheit zur persönlichen Inkompetenz -
sieht sich selbst als ein moralisches Unterfangen: ,,Progressive politics was 
ideological, while dependency politics is moralistic." (Mead 1992: 219) Pro­
gressive Politik, das ist - in einer aufschlussreichen Umkehrung der Begriffe -
die Politik von gestern, die Ungleichheit noch für ein gesellschaftliches Prob­
lem hielt. Solche Ideologie ist Mead selbstredend fremd, und die von ihm ver­
tretene Moral, die Abhängigen aus diesem Zustand herauszuführen, den letzt­
lich der Sozialstaat verschuldet hat, ist von Ideologie seiner Meinung nach 
weit entfernt. So umschreibt er denn auch an anderer Stelle ganz unbefangen 
sein Ziel: ,,Paternalism is an effort to control the lifestyle of the poor." (Mead 
1997: 6) Das macht den ideologischen Gehalt solcher moralistischen Anstren­
gungen allerdings mehr als deutlich, und insgesamt stellt dieser Ansatz eine 
,,moralisierende Delegitimierung nicht-erwerbstätiger Lebensformen" (Lesse­
nich 2003: 218) in ihren Mittelpunkt. Das erfüllt sichtlich die Funktion, soziale 
Ordnung auf eine neue ( oder auch ganz alte) Weise zu konstituieren. 

Dies nur als knappe Einführung in den ideologischen Hintergrund. Der Neue 
Paternalismus vereint die Diagnose eines disziplinären Mangels vor allem bei 
den Unterschichten mit einem fürsorglich gemeinten Erziehungsprogramm, 
eine ganz neoliberal getönte Kritik am Sozialstaat mit dem Versuch, die her­
gebrachten Disziplinen durch eine Politik der Aktivierung und nötigenfalls ei­
nen Arbeitszwang zu revitalisieren.5 Was allgemein für die Sozialpolitik gilt, 

kel fügt sich in diese Reihe deswegen mit der Betonung ein, die sie auf das ,Dienen' 
legt. 

4 Für Interpretationen in diese Richtung vgl. Peck 2001; Oschmiansky/Schmid/Kull 
2003; Schneider/lngram 2005. 

5 Eine deutsche Fassung solcher Vorstellungen findet sich jüngst bei Nolte 2006. 
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lässt sich auch auf Drogenpolitik übertragen und zeitigt dabei Ergebnisse, die 
hier nicht auf ihre Wirksamkeit hin, sondern als soziales Konstrukt nach ihrer 
gesellschaftlichen Bedeutung betrachtet werden sollen. 

2. Ein Entwurf paternalistischer Drogenpolitik

Ein von Mead herausgegebener Sammelband, in dem verschiedene Facetten 
der paternalistischen Politikkonzeption durchdekliniert werden, enthält auch 
das Konzept einer darauf basierenden Drogenpolitik von Mark Kleiman 
(1997; auch 2001). Seiner Überzeugung nach bedeutet Sucht, und der Rausch 
ebenso, ,,a departure from the self-interested self-command ascribed to healthy 
adults by standard economic theory." (1997: 193). Wenngleich manche Ver­
treter eines Rational-choice-Ansatzes das anders sähen, Gary Becker vorne­
weg, und einen rationalen Rausch für möglich hielten, so besteht Kleiman dar­
auf, dass es sich dabei um „failure of self-command, not of a voluntary, still 
less a rational, choice" (1997: 193) handele. Auf dieser Grundlage entwirft er 
modellhaft unter dem Begriff ,coerced abstinence' seine Konzeption (1997: 
206f.), und sie soll zunächst einmal kommentarlos referiert werden. Alle zu 
Bewährungsstrafen verurteilten Straftäterinnen und -täter werden auf illegale 
Drogen getestet, beispielsweise auf Kokain, Heroin und Amphetamine, und 
auf diese Weise identifiziert man diejenigen, die diese Drogen konsumieren. 
Diese Auswahl von Drogen ist zwar nicht willkürlich, lässt sich aber in den 
nachfolgenden Tests ausweiten. Da Marihuana jedoch lange nachweisbar 
bleibe, laufe man Gefahr, beim ersten Drogen-Screening Konsumenten aus­
schließlich dieser Droge in das Programm aufzunehmen, und die Gefahren der 
anderen Drogen seien weitaus höher. Um jedoch den Umstieg oder zusätzli­
chen Konsum von Marihuana kontrollieren zu können, sollte diese Droge 
dann in das folgende Testprogramm aufgenommen werden, was auch für Al­
kohol gelte. Die beim ersten Screening ausgewählten Probanden werden dann 
weiterhin zweimal die Woche auf Drogen getestet; dabei können sie sowohl 
den Wochentag wie die Tageszeit des Tests frei auswählen, unter der Bedin­
gung allerdings, dass die Testtermine mindestens 72 Stunden auseinanderlie­
gen, so dass sich kein Fenster für unentdeckten Drogenkonsum ergibt. Jeder 
positive Befund wird mit einer kurzen (gedacht ist an zwei Tage) Zeit der In­
haftierung geahndet. Sowohl diese Zeitspanne wie auch die Frage, ob wieder­
holter Drogenkonsum mit schärferen Sanktionen zu bestrafen wäre, soll aber 
der empirischen Erfahrung vorbehalten bleiben und könne, meint der Autor, 
von Ort zu Ort durchaus variieren. Versäumte Tests gelten als positiv, mögli­
cherweise könnte die Sanktion darauf aber etwas rigider ausfallen, um solche 
Versäumnisse zu entmutigen. Die Sanktion wird auf der Stelle vollstreckt, 
lässt sich allerdings bei Konsumenten, die eine berufliche Tätigkeit ausüben, 
auf das Wochenende verschieben, damit sie ihren Job nicht verlieren. Prinzi­
piell niemand ist autorisiert, die Sanktion zu ändern oder abzuschwächen; sie 
hat stereotyp und automatisch zu erfolgen. Der Konsument hat lediglich das 
Recht auf eine Anhörung zu der Frage, ob das Testergebnis korrekt ist; die 
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Sanktion selbst aber ist nicht verhandelbar. Das sei unabdingbar, doch müsse 
der Prozess mit milden Sanktionen beginnen, um einen Zusammenbruch des 
gesamten Programms zu vermeiden. Ebenso wichtig wie Sanktionen seien a­
ber Belohnungen, wenngleich es ja fragwürdig sei, Gesetzesbrecher für die 
Einhaltung des Gesetzes zu belohnen; als Kompromiss biete sich an, die Pro­
banden zu loben und ihre Überwachung zu reduzieren. Außerdem könne man 
zu Beginn des Programms eine Teilnahmegebühr erheben, die in Raten bei 
jedem negativen Test zu1ückgezahlt werde. Nach einer längeren Zeit - ge­
dacht ist an etwa sechs Monate - drogenfreier Führung, also weder positiver 
noch versäumter Tests, möglicherweise auch anhand eines Punktesystems, 
könne dann erwogen werden, die Frequenz der Drogentests zu verringern. Bei 
anhaltend guter Führung könnte der Konsument dann in einen inaktiven Status 
versetzt und nur noch in zufälligen Zeitabständen getestet werden. Zusätzlich 
und begleitend scheint dem Autor auch ein therapeutisches Angebot sinnvoll. 

Das alles hat, meint Kleiman, zwar einige Voraussetzungen, sollte zu etablie­
ren aber nicht unmöglich sein, wenn die Behörden es wirklich wollen. Zu den 
Voraussetzungen zählt er zentrale Örtlichkeiten, da die Probanden schließlich 
zweimal die Woche erscheinen müssen, die Kapazitäten für Sofort-Tests e­
benso wie die Kapazität für Verifikationstests innerhalb weniger Stunden, die 
behördliche Autorität zur Verhängung von Sanktionen oder einen immer ver­
fügbaren Schnellrichter, die Kapazität für die sofortige Verfolgung und Ar­
restierung derjenigen, die zu den Tests nicht erscheinen, und schließlich, ver­
steht sich, Haftplätze.6 Neben den materiellen hat ein solches Programm dar­
über hinaus aber auch einige mentale Voraussetzungen, jedenfalls dann, wenn 
man gedanklich entweder von der Abschaffung der Betäubungsmittelgesetz­
gebung oder von Konzepten der harm reduction, des safer use und , Therapie 
statt Strafe' herkommt. Das stellt Kleiman selbst fest: ,,In ideological terms a 
system of testing and sanctions does not, at least at first blush, satisfy either the 
moralistic and punitive or the compassionate and therapeutic impulses that 
dominate political discourse about drug use although it has something to offer 
each side." (1997: 212) Doch solche Bedenken sind ideologischer Art, wie 
man auch hier von einem völlig ideologiefreien Autor lernt; das stellt sich 
schnell heraus, wenn man diesen erfrischenden drogenpolitischen Ansatz et­
was näher betrachtet. 

3. Drogenpolitik zwischen Repression und Konsensualität

Bekannter- und plausiblerweise vertraut auch die Kontrollgesellschaft nicht 
ausschließlich auf die Eigenkontrolle der Individuen. Die ,duty to be weil' 
(Greco 1993) wird vielmehr abgestützt durch die freundlich-bestimmte Un­
auffälligkeit eines Kontrollregimes, das dual selektiv wirkt - ,in' oder ,out'. 
Das ist besonders deutlich im Hinblick auf permanente Drogenkontrollen am 

6 Durch US-Bundesgesetz von 1996 müssen die Einzelstaaten Programme dieser Art 
etablieren, wenn sie Bundesmittel für Gefängnisbauten erhalten wollen. 
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Arbeitsplatz, für die Bundesrepublik (noch) ungewohnt, in den USA jedoch 
seit Mitte der achtziger Jahre sowohl im öffentlichen Dienst wie in der Privat­
wirtschaft Teil des Alltags (vgl. O'Malley/Mugford 1991; Gilliom 1992). Sol­
che Verfahrensweisen stehen zwischen der Erzwingung von Disziplin und der 
Kontrolle ihrer Einhaltung, zwischen freiwilliger Einpassung und sanktionier­
barer Devianz; das zeigt sich am oben beschriebenen Umgang mit Drogen­
konsumenten, wie Kleiman sie modellhaft unter dem Etikett ,Neuer Paterna­
lismus' konzipiert. 

Er beginnt zuerst einmal mit einer disziplinargesellschaftlichen Konstruktion: 
man gerät in dieses drogenpolitische Modell hinein, ohne gefragt zu werden, 
sogar ohne einen Vertrag irgendeiner Art abzuschließen, wie es die heutige Lo­
gik der ubiquitären Kontraktualisierung fordert. Möglichkeiten des Wider­
spruchs gibt es nicht, denn alle eingangs Getesteten stehen unter Bewährung 
und sollten tunlichst allen Auflagen nachkommen, die das beinhaltet. Darüber 
hinaus lässt Kleiman seinen Probanden aber die volle Freiheit bei der Wahl von 
Testfrequenz und Testzeit, unter einer kleinen Auflage allerdings, die dann 
wiederum die fehlende Wahl indiziert. Wahlfreiheit wird dabei zur Simulation 
eines Optionalismus, darin auf überraschende Weise den Angeboten von Shop­
ping Malls, Disney land und sonstigen Orten des urbanen Vergnügens ähnelnd. 7 

Dort wie auch in Kleimans Modell scheint alles eine Frage der persönlichen 
Optionen, die sich aber schnell auf wenige standardisiert vorgegebene Mög­
lichkeiten reduzieren, wenn man genauer hinguckt. Im Gegensatz zu den Orten 
des Konsums und der Unterhaltung aber ist die tatsächliche Freiheit, zu kom­
men oder zu gehen, hier aufgehoben: man hat zu kommen. 

Ansonsten hat zwar nach Kleimans Ansicht Sucht mit rationaler Selbstkontrol­
le nichts zu tun und bildet geradezu das Gegenteil dieser so wünschenswerten 
Eigenschaft, aber seinen Probanden traut er eine rational choice im Wesentli­
chen durchaus zu. Sie sind angehalten, Kosten und Nutzen von Drogenkon­
sum einerseits und zwei Tagen Haft andererseits (im Wiederholungsfalle auch 
mehr) gegeneinander abzuwägen und dann eine rationale Entscheidung über 
ihre Präferenzen zu fällen, ,,(b )ecause even pathological behaviors can still be 
responsive to consequences" (1997: 212). Das lässt allerdings offen, ob es sich 
um eine rationale Abwägung auf der Seite der Probanden handelt oder ob le­
diglich die Furcht vor der Sanktion ihr Verhalten bestimmt und sie insoweit 
also den Ratten im sozialpsychologischen Experiment ähneln - bei seiner An­
nahme, dass Drogenkonsum sich durch Preis und Rahmenbedingungen beein­
flussen lässt, beruft Kleiman sich explizit auf Tierversuche. Es bleibt also un­
bestimmt, ob es sich um Erziehung im Sinne des Wortes, wie der Begriff des 
Paternalismus nahelegt, oder um Konditionierung handelt, aber das ist für den 
Effekt auch unwichtig. In einem abstrakten Sinne lässt es sich durchaus als Er­
ziehung werten, als Einsatz von pädagogischen Ressourcen zur Erzielung ei-

7 Das lässt sich an dieser Stelle nicht weiter ausführen; vgl. für Beispiele und Analyse 
Legnaro/Birenheide 2005. 
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nes Ergebnisses. Unterstellt ist dabei, dass im Rahmen der (mehr oder weniger 
bewussten) Abwägung der Konsumenten der Nutzen von Drogenkonsum ge­
ringer eingeschätzt wird als die Kosten der Sanktion, wenn schon nicht von 
Beginn an, so doch zumindest perspektivisch. Bei einer rationalen Überlegung 
allerdings ergibt sich schnell, dass diese Alternative, wie alle Wahlen in die­
sem Modell, Simulation darstellt: im Gefängnis ist man gezwungen clean zu 
bleiben (so jedenfalls die Absicht), und draußen ist man ebenfalls gezwungen, 
clean zu bleiben, wenn man nicht ins Gefängnis kommen will. Etabliert wird 
eine Freiheit zum Selbstzwang, und was damit eröffnet wird, unterscheidet 
sich auf bezeichnende Weise von jenem Zwang zum Selbstzwang, den Nor­
bert Elias in seiner Nachzeichnung des Prozesses der Zivilisation beschrieben 
hat. Geht es dort um internalisierte Normsetzung, die sich in der Zivilisierung 
und Restringierung der eigenen Verhaltensweisen ausformt, so geht es hier um 
eine situative Lenkung und Steuerung, die nicht ohne normierende Setzung, 
aber ganz ohne Internalisierung auskommt und einzig rationale Individuen 
voraussetzt. Das schließt Rückgriffe auf das disziplinargesellschaftliche Pro­
gramm keineswegs aus, betrachtet sie aber eher als Ultima Ratio. 

Dieses Erziehungsprogramm hat, wie zu sehen war, schon seiner Zwanghaf­
tigkeit und Alternativlosigkeit wegen ein disziplinargesellschaftliches Funda­
ment, trägt aber durchaus kontrollgesellschaftliche Züge. Denn nicht nur wird 
rationales Handeln in einer Form des Selbstunternehmertums unterstellt, son­
dern solche Verfahrensweisen beinhalten vor allem den weitgehenden Ver­
zicht auf therapeutische Intervention, von der diese Denkrichtung sowieso 
nicht viel hält (Peele 1998): es zählt zuerst einmal nur das Testergebnis und 
sonst gar nichts. Es geht somit nicht um Integration, sondern um ein Verhal­
tensergebnis, das mit Pawlow'schen Methoden hergestellt werden soll. Der 
Zwang, der allem unterliegt, ist dabei von der Disziplinargesellschaft genom­
men, das angestrebte Ergebnis aber ist ganz im Sinne einer Kontrollgesell­
schaft. Und der geht es um die kontrollierende Einbindung des Individuums in 
das Reich der Unauffälligkeit, bei einer Population, bei der man mit freiwilli­
ger Selbsteinpassung nicht rechnet, zur Not eben auch mit disziplinierendem 
Zwang, aber die Disziplin ist das Mittel zu einem Zweck, der vor allem als 
Kontrolle begriffen werden kann. Anders gesagt: durch den Zwang soll eine 
Konsensualität hergestellt werden, die ihn zukünftig erübrigt. Ein solches Mo­
dell entwickelt schnell totalitär anmutende Züge.8 Nicht ganz zufällig erinnert 
deswegen ein vehementer Kritiker, der ehemalige Polizeichef von San Jose, 
Kalifornien, McNamara (2004), an einen Satz von Thomas Jefferson: ,,A go­
vemment that tri es to control what kind of food you eat and medicine that you 
take will soon try to control how you think." 

8 Im Hinblick auf den Erfolg des Verfahrens werden allerdings durchaus positive Erfah­
rungen berichtet (Harrell/Roman 2001 ). Skeptisch hingegen: Brownsberger 2001. 
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